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Gesetz über die Feststellung eines 
Zweiten Nachtrags zum Staatshaushalts-

plan von Baden-Württemberg für 
die Haushaltsjahre 2020/21

Der Landtag hat am 14. Oktober 2020 das folgende Ge-
setz beschlossen:

§ 1

(1) Der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Würt-
temberg für die Haushaltsjahre 2020/2021 (Anlage zum 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans 
von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 
– Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21 – vom 
18. Dezember 2019, GBl. S. 596) in der Fassung des Ge-
setzes über die Feststellung eines Nachtrags zum Staats-
haushaltsplan von Baden-Württemberg für die Haus-
haltsjahre 2020/21 vom 19. März 2020 (GBl. S. 126) 
wird nach Maßgabe der diesem Gesetz als Anlage bei-
gefügten Übersichten zu den Einnahmen und Ausgaben 
geändert.
(2) Unter Berücksichtigung der Änderungen nach Absatz 1 
wird der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Würt-
temberg in Einnahme und Ausgabe wie folgt festgestellt:
1. für das Haushaltsjahr 2020 auf 60 583 991 500 Euro,
2. für das Haushaltsjahr 2021 auf 52 615 545 300 Euro.

§ 2

(1) In der Vorbemerkung zu Kapitel 1201 werden die 
Wörter „28. bis 30. Oktober 2019“ durch die Wörter  
„8. bis 10. September 2020“ ersetzt. 
(2) Satz 1 der Vorbemerkung zu Kapitel 1205 wird wie 
folgt gefasst: „Die Ansätze bei den Tit. 213 01, 233 01, 
613 11, 633 01 bis 633 07, 633 09, 633 12 sowie bei den 
Ausgabetitelgruppen 72 und 75 beruhen auf dem Gesetz 
über den kommunalen Finanzausgleich (FAG).“

§ 3

§ 3 StHG 2020/21 werden folgende Absätze 24 bis 31 
angefügt: 

„(24) Bei Kap. 0204 Tit. 422 01, a) Planstellen für Be-
amtinnen und Beamte, wird ab 1. Januar 2021 eine zu-
sätzliche Stelle der Besoldungsgruppe A 14 – Oberre-
gierungsrat – mit kw-Vermerk spätestens ab 01.01.2022 
geschaffen. Bei Kap. 1001 Tit. 422 01, a) Planstellen für 
Beamtinnen und Beamte, Abschnitt 1. Ministerium ent-
fällt ab 1. Januar 2021 eine Stelle der Besoldungsgruppe 
A 14 – Oberregierungsrat – mit kw-Vermerk spätestens 
ab 01.01.2022.
(25) Bei Kap. 0204 Tit. 428 01, c) Tarifliche Beschäftig-
te, 1. Vertretung des Landes beim Bund, Abschnitt 1.1 
Verwaltungsdienst wird ab 1. Januar 2021 eine zusätz-
liche Stelle der Entgeltgruppe E 9 mit kw-Vermerk spä-
testens ab 01.01.2022 und bei Ziffer 1.2 Hausdienst wird 
ab 1. Januar 2021 eine zusätzliche Stelle der Entgelt-
gruppe E 4 – Kraftfahrer – mit kw-Vermerk spätestens 
ab 01.01.2022 geschaffen. Bei Kap. 1001 Tit. 428 01, c) 
Tarifliche Beschäftigte entfallen ab 1. Januar 2021 eine 
Stelle der Entgeltgruppe E 9 mit kw-Vermerk spätestens 
ab 01.01.2022 und eine Stelle der Entgeltgruppe E 4 – 
Kraftfahrer – mit kw-Vermerk spätestens ab 01.01.2022.
(26) Bei Kapitel 0439 Titel 422 01, a) Planstellen für Be-
amtinnen und Beamte, Abschnitt 1. Forum frühkindliche 
Bildung, A 16 Leitender Regierungsdirektor, Leitender 
Regierungsschuldirektor wird folgender Haushaltsver-
merk eingefügt: 
„Die Planstelle kann mit einer außertariflichen Arbeit-
nehmerin oder einem außertariflichen Arbeitnehmer be-
setzt werden.“
(27) Bei Kapitel 0443 Titel 422 01, a) Planstellen für 
Beamtinnen und Beamte, A 16 Leitender Regierungsdi-
rektor, Leitender Regierungsschuldirektor als Referats-
leiter und ständiger Vertreter des Leiters der Abteilung 
des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg 
wird folgender Haushaltsvermerk eingefügt: 
„Eine Planstelle kann mit einer außertariflichen Arbeit-
nehmerin oder einem außertariflichen Arbeitnehmer be-
setzt werden.“
(28) Bei Kapitel 0444 Titel 422 01, 1. Schulverwaltung, 
A 16 Leitender Regierungsdirektor, Leitender Regierungs-
schuldirektor wird folgender Haushaltsvermerk eingefügt: 
„Eine Planstelle kann zur Personalbewirtschaftung bei 
Kapitel 0401 verwendet werden.“
(29) Bei Kapitel 0913 Titel 422 01 werden ab 1. Januar 
2021 35 zusätzliche Stellen der Besoldungsgruppe A 15 
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(2) § 5 Absatz 2 Nummer 1 StHG 2020/21 wird wie 
folgt gefasst:
„1.  zugunsten der Baden-Württemberg Stiftung gGmbH, 

der Finanzierungsgesellschaft für öffentliche Vorhaben 
des Landes Baden-Württemberg mbH, der Beteiligungs-
gesellschaft des Landes Baden-Württemberg mbH, des 
ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung GmbH Mannheim, der Landesbeteiligungen 
Baden-Württemberg GmbH, der Garantie Portfolio 
Baden-Württemberg GmbH & Co. KG, der Staatlichen 
Rhein-Neckar-Hafengesellschaft Mannheim mbH, der  
NECKARPRI GmbH und der Filmakademie Baden-
Württemberg GmbH im Haushaltsjahr 2020 bis zur Höhe 
von insgesamt 500 000 000 Euro und im Haushaltsjahr 
2021 bis zur Höhe von insgesamt 800 000 000 Euro;“

(3) In § 5 Absatz 2 Nummer 3 StHG 2020/21 wird am 
Ende der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgen-
de Nummer 4 angefügt: 
„4.  zugunsten der Landesmesse Stuttgart GmbH, der 

Projektgesellschaft Neue Messe GmbH & Co KG 
sowie der Flughafen Stuttgart GmbH im Haushalts-
jahr 2021 bis zur Höhe von insgesamt 200 000 000 
Euro.“

§ 7

§ 7 a und § 7 c StHG 2020/21 werden aufgehoben.

§ 8

§ 9 StHG 2020/21 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) § 3 a Absatz 1 Nummer 2 FAG ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass im Jahr 2021 aus dem Kommunalen In-
vestitionsfonds Mittel in Höhe von bis zu 2 000 000 Euro 
für nicht investive Zwecke entnommen werden dürfen.“

§ 9

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in 
Kraft.

– Medizinaldirektor – und 39 zusätzliche Stellen der Be-
soldungsgruppe A 14 – Obermedizinalrat – geschaffen. 
Sie ersetzen die im Vollzug im Jahr 2020 geschaffenen 
74 Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
(30) Ab dem 1. Januar 2021 werden bei Kapitel 0304 
Titel 422 01, a) Planstellen für Beamtinnen und Beamte 
zusätzlich im Abschnitt 1. eine Stelle der Besoldungs-
gruppe A 15 – Regierungsdirektor –, eine Stelle der Be-
soldungsgruppe A 14 – Oberregierungsrat –, zwei Stel-
len der Besoldungsgruppe A12 – Amtsrat –, drei Stel-
len der Besoldungsgruppe A 11 – Regierungsamtmann 
– und eine Stelle der Besoldungsgruppe A 9 – Amts-
inspektor –, bei Kapitel 0304 Titel 428 01, c) Tarif-
liche Beschäftigte, Abschnitt 1. eine zusätzliche Stelle 
der Entgeltgruppe E 6, bei Kapitel 0901 Titel 422 01 
eine halbe zusätzliche Stelle der Besoldungsgruppe A 13  
– Regierungsrat – und bei Kapitel 1401 Titel 422 01 
eine halbe zusätzliche Stelle der Besoldungsgruppe A13  
– Regierungsrat – geschaffen.
(31) Bei Kapitel 1402 Tit. 422 01, a) Planstellen für Be-
amtinnen und Beamte, 1. Informationssicherheit wird 
folgender Haushaltsvermerk eingefügt:
„Die Planstellen können auch mit Beamtinnen und 
Beamten einer anderen Fachrichtung besetzt werden.“

§ 4

§ 4 Absatz 1 Satz 1 StHG 2020/21 wird wie folgt ge-
fasst:
„Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur Deckung 
von Ausgaben folgende Kredite am Kreditmarkt aufzu-
nehmen:
1.  im Haushaltsjahr 2020 bis zur Höhe von 10 969 368 800 

Euro,
2.  im Haushaltsjahr 2021 bis zur Höhe von 2 495 965 400 

Euro.“

§ 5

§ 4 StHG 2020/21 wird folgender Absatz 15 angefügt: 
„(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, das Son-
dervermögen Beteiligungsfonds Baden-Württemberg zu 
bilden und diesem im Haushaltsjahr 2020 einmalig bis 
zu 1 000 000 000 Euro bei Kapitel 1212 Titel 916 01 N – 
Zuführung an den Beteiligungsfonds des Landes Baden-
Württemberg – zuzuführen.“ 

§ 6

(1) § 5 Absatz 1 StHG 2020/21 wird wie folgt gefasst:
„(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaf-
ten, Garantien oder sonstige Gewährleistungen im Haus-
haltsjahr 2020 bis zur Höhe von insgesamt 2 500 000 000 
Euro und im Haushaltsjahr 2021 bis zur Höhe von ins-
gesamt 5 000 000 000 Euro zu übernehmen, wenn hierfür 
ein vordringliches Bedürfnis besteht.“
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